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Abend⸗Ausgabe. 


Landtags⸗Verhaudlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
37. Sitzung vom 15. Januar. 

Präsident v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 11%, Uhr. 

Am Miniſtertiſch: Graf zu Eulenburg, Geh. 
Räthe von Brauchitſch, Haaſe, Studt, 
furth. 

Eingegangen iſt ein Antrag des Abg. Dr. 
Windthorſt, wonach das Spenden der Sakramente 
und das Leſen der Meſſe den Strafbeſtimmungen 
nicht mehr unterliegt. 

Das Haus fährt mit der zweiten Berathung 
des Zuſtändigkeitsgeſetzes fort, und zwar mit 
Tit. I., Angelegenheiten der Landgemeinden und 
ſelbſtſtändigen Gutsbeſitzer. 

$ 16 lautet nach den Beſchlüſſen der Kom- 
miſſion: 

Die Aufſicht des Staates über die Verwal⸗ 
tung der Angelegenheiten der Landgemeinden, der 
Aemter in der Provinz Weſtfalen und der Bürger⸗ 
meiſtereien in der Rheinprovinz, ſowie der Guts⸗ 
bezirke wird, unbeſchadet der nachfolgenden Beſtim⸗ 
mungen und der Vorſchriften der Kreisordnungen, 
in erſter Inſtanz von dem Kreisausſchuſſe, in 
höherer und letzter Inſtanz von dem Bezirksrathe 
geübt. Beſchwerden bei den Aufſichtsbehörden in 
den vorbezeichneten Angelegenheiten ſind in allen 
Inſtanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 

Abg. v. Liebermann beantragt zu ſetzen 
an Stelle der Worte „Kreisausſchuſſe“ und „Be- 
zirksrathe“: „Landrathe als Vorſitzenden des 


Kreisausſchuſſes“ und „Regierungspräſidenten“. 


Abg. v. Heydebrand: Die konſervative 
Partei ſtehe voll auf dem Boden, die Selbſtver⸗ 
zungsgeſetze ausführen zu wollen und die Selbſt⸗ 
ungskolleglen mit allen den Rechten und 
Funktionen auszuſtatten, die ihnen zukommen, man 
ſolle aber dieſt Kollegien nicht mit Geſchuͤften be⸗ 
laſten, die ihnen eigentlich nicht obliegen. Der 
Staat könne die Aufſicht über kommunale Ange- 
legenheiten doch nur durch Beamte ausüben und 
nicht durch Kollegien, auf deren Zuſammenſetzung 
er gar keinen Einfluß habe. Der Antrag von 
Liebermann wolle die Regierungsvorlage wieder 
herſtellen, damit auch die Aufſicht dem Landrathe 
zuſtehe, der nach der Kreisordnung die Disziplinar- 
befugniſſe ausübe. Bisher feien doch ſtit Emani- 
rung der Kreisordnung keine ſolchen Uebelſtände 
bervorgetreten, die eine ſolche Zerreiiung der 


. BSunftionen rechtfertigen. Da es ſich hier nun nicht 


nur um ein Geſetz für die alten Provinzen handle, 
ſo ſind eben, wenn man das Kompetenzgeſetz von 
1876 auf die neuen Landestheile übertragen wolle, 
eine ganze Reihe von Veränderungen daran noth⸗ 
wendig, nicht etwa damit die neuen Provinzen 
auch einmal fühlen, wie ein Kompetenzgeſetz 
ſchmeckt, ſondern deshalb, um das Geſetz jo gut 
wie möglich zu geſtalten; dieſe Veränderungen wa⸗ 
ren in der Reglerungsvorlage enthalten und ſollen 
durch den Antrag v. Liebermann annähernd wieder 
hergeſtellt werden. Wenn nun nicht der Landrath 
als ſolcher, ſondern derſelbe als Vorſitzender des 
Kreisausſchuſſes mit der Aufſicht betraut werden 
ſoll, ſo wird damit eben ein Organ der Selbſt⸗ 
verwaltung dafür in Ausſicht genommen; dies tft 
auch inſofern von Bedeutung, als in Vertretungs⸗ 
tällen für dieſe Funktionen nicht der Kreisſekretär, 
donzern fein Stellvertreter im Kreisausſchuſſe ein- 
ritt. Die Freikonſervativen, Nationalliberalen und 
das Zentrum hätten alle Veranlaſſung, dem Ver⸗ 
nittelungsvorſchlage zuzuſtimmen. (Beifall.) 

Abg. Dr. Hänel: Dieſe Frage jet ſchon 
zwelmal im Hauſe gegen die Abſichten der Konſer⸗ 
vativen entſchieden, bei der Kreisordnung und beim 
Kompetenzgeſez von 1876. Für die allerdings 
erforderliche Anregung und Aufſicht durch den 
Landrath für die Kommunalverwaltungen ſel im 
950 des Kompetenzgeſetzes von 1876 die erforder · 
liche Fürſorge getroffen. Die beſtehende Gemeinde 
ordnung bewege die Fortſchrittspartei, nicht den 
Landrath, ſondern den Kreisausſchuß mit dieſer Auf⸗ 
ſicht betrauen zu wollen, er bitte, an der ſchon zwei- 
mal gefaßten Entſcheidung feſtzuhalten. 

Abg. von Meyer (Arnswalde): Die 
Schwierigkeit bei dieſem Geſetze liege darin, daß 
die eine Hälfte der Herren dle Fragen aus praf- 
tiſcher Erfahrung beurtheilten, während die andere 
ſich die Dinge theoretiſch Fonftwuirt und dadurch zu 

Bedenflichkeiten komme, ſo daß man ſich im Hauſe 
eigentlich gar nicht verſtehe, das jei nun ganz be⸗ 
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ſonders bei den Angelegenheiten des platten Lan 
des der Fall. Nun berufe ſich die Fortſchritts⸗ 
partei bei $ 16 darauf, daß fie beſtehendes Recht 
konſerviren wolle. Die Fortſchrittspartei habe doch 


aber ſeit 32 Jahren nichts Anderes gethan, als 


beſtehende Rechte eingeriſſen und nicht etwa blos 
olche von vor 1848, ſondern auch ſolche, die fie 
ſett 1848 ſelbſt mit habe ſchaffen helfen. 
fall) Das Kollegium des Kreisausſchuſſes ſei 
nicht geeignet, die Anregung für die Kommunal- 
verwaltung zu geben, die hauptſächlich in der Ber- 


ſönlichkeit des Landraths liege, das Kollegium habe 


eben keine Perſönlichkeit. Nun habe der Abg. 
Hobrecht vorgeſchlagen, den Kreis in Diſtrikte ein⸗ 
zutheilen und jedem Ausſchußmitgliede einen ſolchen 
zuzuthellen; dieſer Vorſchlag fet ganz unausführ- 


gar, denn zu jedem Kreisausſchuſſe gehörten eine 


Anzahl von Bürgermeiſtern; dieſe würden aber 


nie die erforderliche Autorität haben, um 
über die Schulzen die Aufſicht auszuüben. 
Daun würden bei der Geſchäftslage der 


Kretsausſchüſſe ſtets mindeſtens 8 Wochen verlau- 
fen, ehe eine Entſcheidung ergehen könne. Daher 
komme es, daß auch heute ſchon der Landrath die 
Aufſieteeſachen ſelbſtſtndig erledige, da fie nicht 


jo lange liegen bleiben könnten, das thue er nun 


aber nicht unter eigener, ſondern unter Verantwort- 
lichkeit des Kreisausſchuſſes. Dieſer Letztere ſel der 
glücklichſte Griff, den die Kreisordnung gethan habe, 
daß er aber dem Landrathe alle Verantwortung ab⸗ 
nehme, ſei ein großer Mangel. Der Hauptpunkt 
ſei der, früher habe man den Landrath für den 
Vertrauensmann des Kreiſes gehalten, heute halte 
man ihn für ſeinen Feind. Wo die Fortſchritts⸗ 
partei herrſche, in Oſtpreußen ſei dieſe Anſchauung 
allgemein. Jeder Landrath, und wenn er noch ſo 
bureaukratiſch jet, habe das Beſtreben, mit dem 
Kreiſe zu verwachſen, wenn er aber gar kein Ent⸗ 
gegenkommen fände, ſo ſtrebe er, von dem Kreiſe 
fortzukommen, und der häufige Wechſel jet der größte 
Schaden für die Intereſſen des Kreiſes. Die Bu⸗ 
reaukratie ſei ein gutgeſchultes Korps und die 
Franktireurs der Selbſtverwaltung ſollten danach 
ſtreben, durch eine gute Verbindung ſich an dies 
gute Korps anzulehnen und ſich mit ihm zu ver⸗ 
einigen. Ein beſonderer Grund aber für die An⸗ 
nahme des Antrags von Liebermann el die Er- 
ſchwerung des perſönlichen Verkehrs zwiſchen den 
Schulzen und dem Landrathe. Dieſer perſönliche 
Verkehr, der das Allerwichtigſte in der Thätigkeit 
des Landraths jet, ſei heute viel zu ſehr einge⸗ 
ſchränkt, ſchon heute heiße es alle Augenblicke: 
„Kommen Sie ſchriftlich ein.“ Ja, die Schreibe- 
vet jet jo ſehr vermehrt, daß Friedrich der Große, 
wenn er wieder Eine, nicht mehr ſagen würde: 
„die kurmärkiſche Kammer ſchreibt dem Teufel ein 
Ohr ab“, ſondern ſagen müßte: „wir ſchreiben 
den Teufel auseinander.“ (Beifall und Heiterkeit.) 
Er bitte, den Antrag von Liebermann anzunehmen. 

Abg. Dirtchlet tritt für den Kommiſſlons⸗ 
antrag ein. Von Widerwillen gegen die Landräthe 
jet dabei abſolut keine Rede. Wenn ein folder 
Widerwille vorhanden wäre, dann könnte derſelbe 
durch die Ausführungen des Herrn v. Heydebrand 
nur verſtürkt worden fein. Wenn der Landrath 
und der Kreisausſchuß ſich in das Aufſichtsrecht 
theilen ſollten, jo würde dieſe Theilung ſchwerlich 
zur Unifikation beitragen. Es würde damit der 
Keim der Disharmonie in die Thätigkeit des Land- 
raths hineingetragen werden. Der Kreisausſchuß 
könne dann nicht mehr als ein geſchloſſenes Gan- 
zes betrachtet werden, die Funktionen des Land⸗ 
raths und die des Kretsausſchuſſes würden da⸗ 
durch zerriſſen. Deshalb müſſe er auch aus praf- 
tiſchen Gründen bitten, den Antrag Liebermann 
abzulehnen. 

Abg. Schreiber (konſ.) bittet mit Rück⸗ 
ſicht auf die neuen Provinzen, den Landrath mit 
der Aufſicht über die Gemelndeangelegenheiten zu 
beauftragen und nicht den Kreisausſchuß. In 
Naſſau würde es in den Kreisausſchüſſen an den⸗ 
jenigen Elementen fehlen, um als Aufſichtsinſtanz 
über die Gemeinden funktioniren zu können. 

Abg. Freiherr v. Zedlitg Neukirch er⸗ 
klärt ſich für Aufrechterhaltung des Kommiſſions⸗ 
beſchluſſes. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg weiſt 
zunächſt nach, daß aus den verſchtedenartigen Ver- 
hältniſſen der Gemeindeordnung kein Grund herzu- 
leiten ſel für die Ablehnung des Regierungsvor- 


(Bei⸗ 


i 


den Einzelbeamten ſei in jedem Falle ausgeſchloſſen 
durch die kollegtaliſche Geſtaltung der Oberinſtan⸗ 
zen. Wenn geſagt ſei, durch andere Geſetzesbe— 
ſtimmungen jet dem Landrath ſchon im Einzelnen 
gegeben, was hier allgemein ausgeſprochen werde, 
jo jet das allerdings wohl zutreffend; aber warum 
dann auch hier nicht deutlich ausſprechen, daß dem 
Landrath dieſe Aufſicht zuſtehe. Daß der Kommij- 
ſtonsbeſchluß beſtehendes Recht aufrecht erhalte, ſei 
nicht ganz richtig. Zunächſt handle es ſich jetzt 
um ein Geſetz für die Monarchie; demnächſt komme 
als wichtiges Moment in Betracht das neue Or- 
ganiſationsgeſetz. Die Auslegung, welche der Ab- 
geordnete v. Zedlitz dem 8 3 deſſelben gegeben, 
‚jet unrichtig. Alle diejenigen, welche im vorigen 
Jahre für die Prinzipien des Organiſationsgeſetzes 
eingetreten, ebenſo Diejenigen, weche die Aufſicht 
über die Städte nicht durch eine Kolleglalinſtanz 
führen laſſen wollten, müßten für den Antrag Lie⸗ 
bermann ſtimmen. 

Abg. v. Rauchhaupft hält die Annahme 
‚des Antrages Liebermann als eine einfache Konſe⸗ 
quenz des Organiſationsgeſetzes. Der Landrath 
müſſe an der Spitze der Kommunalverwaltung blei⸗ 
ben, wozu auch das Aufſichtsrecht gehöre. Auch 
die Ausdehnung des Geſetzes auf die neuen Pro— 
vinzen ſei ein weſentliches Moment für die An⸗ 
nahme des Antrages Liebermann. 

Abg. Frhr. v. Huene: Es ſei wohl mög⸗ 
lich, die höheren Verwaltungskörper einheitlich für 
die ganze Monarchie zu geſtalten, aber er könne 
ſich nicht denken, daß man auch eine einheitliche 
Kreisordnung ſchaffen könne. Woher der Abg. Schrei- 
ber das Recht nimmt, der Bevölkerung der Provinz 
Naſſau ein ſolches testimonium paupertatis aus- 
zuſtellen, begreife er nicht; wenn ein dortiger Land⸗ 
rath erklärt, der Landrath müſſe die Gewalt allein 
behalten, ſo ſei das wohl kaum ein ſehr erhebliches 
Moment. Wer beſtehendes Recht ändern wolle, 
müſſe den Nachweis der Nothwendigkeit führen. 
Dieſer Nachweis ſei aber von keiner Seite erbracht 
worden, die Landräthe ſelbſt würden nicht behaup⸗ 
ten wollen, daß ſie durch die beſtehenden geſetz— 
lichen Beſtimmungen in ihren Funktionen lahm ge- 
legt werden. Weshalb wolle man denn den be- 
ſtehenden Zuſtand ändern? Was den Antrag Lie- 
bermann anlange, jo ſel derſelbe nichts weiter als 
eine Verzierung, ein Entgegenkommen, das in der 
That gar nichts bedeutet. Er könne daher nur 
ſagen: Nehmen Ste entweder die Regierungsvor- 
lage oder den Kommiſſtonsbeſchluß an, ich ſtimme 
für den letzteren. 

Bet der hierauf folgenden Abſtimmung wird 
der Antrag Liebermann mit großer Majorität ab- 
gelehnt und 8 16 unverändert nach den Kommij- 
ſionsbeſchlüſſen genehmigt. 

98 17 und 18 
nehmigt. 

Bei 8 19 befürwortete der Abg. v. Meyer 
(Arnswalde) den Paſſus: „die Gemeindevertretung, 
wo eine folche nicht beſteht, der Gemeindevorſtand 
beſchließt: auf Einſprüche der Wahlberechtigten ge⸗ 
gen die Gültigkeit der Wahl des Gemeindevorſte⸗ 
hers, eines anderen Mitgliedes des Gemeindevor⸗ 
ſtandes oder eines Schöffen“, zu ſtreichen, da dann 
dieſe Gemeindebehörden in eigener Sache entſchei⸗ 
den würden. 

Der Reſt des § 19, ſowie der $ 20 werden 
genehmigt. 

Zu $ 21 beantragt Abg. Dirichlet eine an- 
dere Faſſung, welche der von ihm für § 7 hin- 
ſichtlich der Stadtgemeinden empfohlenen Faſſung 
entſpricht. 

Die Abgg. v. Liebermann, v. Rit- 
ter und der Reg.⸗Komm. Geh. Rath o. Brau 
chitſch treten dieſem Antrag entgegen, ebenſo dei 
Referent Abg. Dr. Gnetft. 

Das Haus lehnt den Antrag Dirichlet ab 
und nimmt die Kommiſſionsvorlage an. 

Auch § 22 wird genehmigt. 

Zu $ 23 liegt ein Antrag von Lleber⸗ 
mann vor, der die Konſequenz des geſtern bei 
$ 8 gefaßten Beſchluſſes auf die Landgemeinden 
überträgt. Dieſer Antrag, jowie die 88 23—30 
werden angenommen. 

Es folgt nunmehr Titel III Armenweſen. 88 
31 bis 34 werden nach kurzer Diskuſſion ange- 
nommen. 

Sodann folgt Titel III Schulangelegenheiten. 
Bei 8 35 erhebt Reg.-Komm. Geh. Reg.⸗Rath 


werden unverändert ge⸗ 


ſchlages. Eine Verwaltung der Gemeinden durch[Raſſel Einſpruch gegen den Kommiſſionsvor⸗ 


Inſerate: Die Agefpalteme Peittzeile 15 Bonnie 
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ſchlag, der ſtatt „Regulirung des Einkommens der 
Elementarlehrer“ ſetzen will „amtliche Ermittelung 
des Einkommens der Elementarlehrer“. 

Abg. v. Bitter beantragt zu ſetzen: „amt⸗ 
liche Feſtſetzung“. Dieſer Antrag wird nach uner- 
heblicher Debatte angenommen; ebenſo 88 36, 37 
regelt die Bauverhältniſſe für Schulbauten, es lie- 
gen zu denelben Anträge der Abgg. v. Lteber⸗ 
mann und Dirichlet vor. 

Nach längerer Diskuſſton nimmt das Haus 
$ 37 in der Faſſung der Kommiſſton an, ebenjo 
ohne Debatte den § 38, ſowie den Titel Vi Ein- 
quartierungs-Angelegenheiten, $$ 39 und 40. 

Hierauf wird die Fortſetzung der Berathung 
auf Montag 11 Uhr vertagt. 

Schluß 4 Uhr. 


Deutſchland. 

Berlin, 15. Januar. Die Beſſerung in dem 
Befinden Sr. Majeſtät des Kaiſers ſchreitet, wie 
der „Reichs⸗Anzeiger“ an der Spitze ſeiner heuti⸗ 
gen Ausgabe ſchreibt, in befriedigender Wetſe fort, 
indeſſen iſt Se. Majeſtät noch zum Hüten des Zim⸗ 
mers und zur Schonung genöthigt. — Heut Nach- 
mittag hat Se. Majeſtät wiederum den Vortrag 
des Reichskanzlers entgegengenommen, wie dies be⸗ 
reits am verfloſſenen Sonntag und Mittwoch in 
längeren Audienzen der Fall war. 

— Der Verein Berliner Grundbeſitzer hat ſich 
in feiner, Freitagsſitzung abermals mit der Frage 
der Veranſtaltung einer Weltausſtellung in Berlin 
beſchäftigt und zur weiteren Agitation reſp. Vor⸗ 
bereitung einer einzuberufenden allgemeinen Volks- 
verſammlung eine Kommiſſion gewählt. 

— Die Lage Englands ſcheint ſich in letzter 
Zeit nach Innen wie nach Außen zu beſſern. Un⸗ 
ter den iriſchen Abgeordneten hat ſich eine Parte! 
„Iriſche Whigs“ gebildet, welche den auf vollſtan⸗ 
dige Autonomie Irlands gerichteten Beſtrebungen 
Parnells und der übrigen triſchen Homeruler ent⸗ 
ſchieden entgegentritt. Es kann nicht fehlen, daß 
dieſe Partei auf die öffentliche Meinung in Irland 
einen Einfluß üben wird, der gegen das revolu⸗ 
tionäre Treiben daſelbſt ein wirkſames Gegengewicht 
bilden dürfte, zumal es ſich immer mehr heraus 
ſtellt, daß die engliſchen Streitkräfte in Irland ge- 
nügen, um eventuelle gewaltſame Kataſtrophen zu 
verhindern und die irische Bevölkerung nach und 
nach zum Gehorſam gegen die Geſetze zurückzufüh⸗ 
ren. Bis jetzt ſind noch immer alle Angriffe auf 
die bewaffnete Macht ohne irgend welche Verluſte 
der letzteren abgewieſen, und wenn die Iren ge⸗ 
wahr werden, daß ſie zu ohnmächtig ſind, um die 
Lostrennung Irlands von England zu erreichen, 
ſo wird die Bewegung ausſchließlich in geſetzliche 
Bahnen geleitet werden. Was die Schwierigkeiten 
Englands nach Außen anlangt, jo laſſen die letz⸗ 
ten Nachrichten aus der Transvaal-Republik keinen 
Zweifel darüber, daß die Engländer nach der erſten 
Ueberraſchung ſich raſch geſammelt haben und jetzt 
energiſch auf allen Punkten widerſtehen. Auch wer⸗ 
den die Boeren nicht die Hülfe des Orangeſtaats 
erhalten, auf die fie gerechnet, und es iſt nach den 
Inſtruktionen, welche Sir Herkules Robinſon gege⸗ 
ben find, der jo eben zum Gouverneur des Kap- 
lands ernannt iſt, ſehr wahrſcheinlich, daß zwiſchen 
den Boeren und den Engländern ein Arrangement 
zu Stande kommt, wonach die Erſteren ihre volle 
Freiheit unter gewiſſen Garantien wieder erhalten. 
Natürlich würde die Herſtellung des Friedens zur 
Vorausſetzung haben, daß die Boeren freiwillig auf 
ihre feindliche Haltung verzichten, was wiederum 
nur dann möglich wäre, wenn die Engländer noch 
größere Waffenerfolge als bisher im Zransvaal- 
lande erzielten, worauf man in London jetzt feſt zu 
rechnen ſcheint. 

— Bekanntlich zirkulirte ſeit längerer Zeit in 
Petersburg das Gerücht, der Bruder des Kaiſers 
Alexander, Großfürſt Konſtantin, ſolle des Poſtens 
eines Präſtdenten des Reichsrathes enthoben und 
an feiner Stelle ein anderer Bruder des Kaiſers, 
Großfürſt Michael, jetzt Statthalter vom Kaukaſus, 
berufen werden. Das Gerücht machte auch im 
Auslande großes Aufſehen. Wie uns nunmehr 
mitgetheilt wird, iſt dieſe „Kriſe“ am Petersburger 
Hofe beigelegt: Großfürſt Konſtantin bleibt nach 
wie vor in jener Stellung und iſt die diesbezüg⸗ 
liche Kabinetsordre des Kaiſers ſchon erfolgt. Dieſe 
Ernennung muß nämlich am 1. Januar eines jeden 
Jahres für das laufende Jahr erfolgen. Aller- 
dings hindert dies den Großfürſten Konſtantin 
nicht, Jahr ein Jahr aus in Paris zu leben. 
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Es hat feine Richtigkeit, daß die Abſicht 


beſtand, den Miniſterial⸗Direktor im auswärtigen 
Amte, Herrn v. Philipsborn, zum Geſandten in 
Hamburg zu ernennen. Indeſſen hat Herr von 
Philipsborn, der es ſchon zum Wirklichen Geheim 
rath gebracht hat, wenig Neigung, einen unterge- 
ordneten Geſandtſchaftspoſten, wofür der in Ham⸗ 
burg unter gewöhnlichen Umſtänden, anzunehmen. 
Er möchte gern zum Geſandten in Kopenhagen er- 
nannt werden. Dieſer Poſten iſt freilich noch be- 
ſetzt, da Herr von Magnus nur einen längeren 
Urlaub erhalten hat; aber dieſer wird ſchwerlich 
feinen Poſten zurückkehren. Die Sache wird yor- 
läufig in der Schwebe verbleiben. 
Ausland. 

Wien, 16. Januar. Der vollzogene partielle 
Miniſterwechſel beſchäftigt naturgemäß ſaͤmmtliche 
Blätter. Im Großen und Ganzen lauten die Ur- 
theile beinahe überraſchend gemäßigt. Geſtern 
Abend hatten Eingeweihte geglaubt, es werde all- 
gemeiner Sturm in den Journalen losbrechen. 
Dies iſt nicht eingetreten und zwar vielleicht aus 
Vorſicht. Immerhin urtheilen mehrere Organe 
ziemlich ſcharf. Einige behaupten, die Kriſis ſei 
mit dem partiellen Wechſel keineswegs abgeſchloſſen, 
ſondern werde bald eine Erneuerung, beziehentlich 
eine Fortſetzung erfahren. Mehrfach wird die 
Schuld dem Exekutivkomitee der Rechten beigemeſſen, 
welches Taaffe bedränge. Das „Fremdenblatt“ 
will die rechtsſeitigen Führer nur ermuntern, auf 
der eingeſchlagenen Bahn fortzufahren, denn der 
Augenblick ihres vollen Triumphes werde auch jener 
ihrer Niederlage ſein. Oeſterreich vertrage kein 
föderaliſtiſches, kein nationales, kein deutſchfeind⸗ 
liches Regime. — Andere Blätter betonen: Graf 
Taaffe allein regiere, ſeine Perſon ſei die Inſti⸗ 
tution. 

Die verfaſſungstreuen Abgeordnetenkreiſe be⸗ 
trachten das Kabinet nunmehr als ein voll- 
kommenes Parteikabinet der Rechten. Weiter als 
alle Blätter oder Abgeordnete geht das „Wie— 
ner Tagblatt“, welches mit dem Strike der deutſch⸗ 
liberalen Minorität droht, wovon jedoch meines 
Wiſſens bei den Führern der Verfaſſungspartei bis- 
her keine Rede geweſen. Die Organe der Rechten 
find mit dem Wechſel wohl zufrieden, aber keines- 
wegs befriedigt. Sie verlangen weitere Purifi⸗ 
kation des Kabinets und homogene Geſtaltung Des- 
ſelben nach ihrem Sinne, was allerdings nur nach 
Beſeitigung Taaffe's möglich wäre. 

Es verlautet, Fürſt Georg Czartoriski ſei zum 
Landmarſchall Galiziens ernannt. 


Provinzielles. 

Stettin, 17. Januar. Wie oft auch in der 
Preſſe das Wort gegen die Kinderbettelei 
erhoben worden iſt, ſo vermißt man doch immer 
ernſte und durchgreifende Maßregeln gegen dieſe 
höchſt traurige Erſcheinung unſerer Tage und es 
kann daher nicht genug dazu aufgefordert werden, 
die Maßnahmen der Behörden Seitens des Publi- 
kums zu unterſtützen, um endlich dem Treiben ge- 
wiſſenloſer Eltern ein Ziel zu ſetzen und nicht mehr 
durch Verabreichung von Gaben an bettelnde Kin- 
der fernerhin eine Verbrecherwelt groß zu ziehen. 
Es mag Manchem ſchwer werden, ein bettelndes 
Kind zurückzuweiſen; Vielen wird es herzlos erſchei⸗ 
nen, das vor Kälte zitternde Kind ohne eine Gabe 
ſeines Weges ziehen zu laſſon, aber wenn man er- 
wägt, daß man durch eine einzige Gabe vielleicht 
den letzten guten Keim, der noch im Kinderherzen 
ſchlummert, erſtickt und das arme Weſen durch übel 
angebrachte Mildthätigkeit auf den Weg des Ver— 
brechens treibt, ſo ſollte man doch zurückſchrecken 
vor der Verantwortlichkeit, welche man in dieſer 
Beziehung unbedingt auf ſich laden würde. In 
erſter Linie wird und muß es natürlich Sache der 
Behörden fein, durch genaue Ueberwachung der ge- 
wiſſenloſen Eltern der Kinderbettelei zu ſteuern. Die 
Unterbeamten der Polizei ſind hierzu hinreichend in 
der Lage und ſie werden dieſer Pflicht um ſo beſſer 
genügen, je milder ſie gegen die bettelnden Kinder 
und je ſchärfer ſie gegen deren Eltern auftreten. 
Wenn man für ein mildes Begegnen den betteln- 
den Kindern gegenüber ſeine Stimme erhebt, 
fo iſt dabei das leicht erregbare und geängſtete 
kindliche Gemüth in's Auge zu faſſen. In den 
meiſten Fällen werden die Kinder von gewiſſenloſen 
Eltern oder Pllegern hinausgetrieben zur Straßen⸗ 
bettelei; gern möchten die Kleinen wohl daheim 
bleiben, anſtatt in Regen, Schnee und Kälte da 
draußen betteln zu gehen, aber oft genug werden 
ihnen Schläge angedroht und ſie folgen in ihrer 
Angſt der unliebſamen Weiſung. Werden ſie nun, 
beim Betteln betroffen, noch ſcharf von dem betref- 
fenden Polizeibeamten angefahren oder gar, ſtatt 
ſie zur elterlichen Wohnung zu führen und dort 
die Eltern oder Pfleger ernſtlich zu vermahnen, mit 
aufs Polizeibureau genommen, ſo bemüchtigt ſich 
der Kleinen Schrecken und Angſt, oder es werden 
bei öfteren Wiederholungen einer derartigen Arre⸗ 
tirung die Kinder nach und nach ſo abgeſtumpft, 
daß fie ſchließlich in derſelben nichts Ungewöhu⸗ 
liches mehr erblicken und bald als angenehmen Auf- 
enthaltsort betrachten, den ſie dann ſpäter durch 
Vergehen und Verbrechen immer wieder zu erlan- 
gen ſuchen. 

Scharf gegen die gewiſſenloſen Eltern und 
Pfleger, ja mit unnachſichtlicher Strenge gegen die⸗ 
ſelben vorzugehen, iſt aber eine beſondere Pflicht 
der Beamten und nur durch eine ſolche Strenge 
wird es möglich ſein, eines der großen Uebel un- 
ſerer Zeit, die Kinderbettelei, endlich auszurotten; 
dabei muß das Publikum der Behörde aber in der 
oben angedeuteten Weiſe hülfreiche Hand leiſten. 
Giebt man den bettelnden Kindern keine Almoſen 
mehr, ſo können dieſe den Eltern daheim auch keine 


Gaben mehr überbringen und ſchließlich wird es 


\ 


lohnend erſcheinen, ihre Kinder auffgdie Bettelei |fügte ſich in Folge Anzeige ei 


auszuſchicken, denn kein Geld zu erhalten, wohl 
aber in Strafe zu verfallen, das wird ſelbſt den 
hartgeſottenſten Sündern ihr trauriges Handwerk 
daheim legen. 2 


— —— nn 
— Nach einem Erkenntniß des Reichsgerichts 


vom 17. Juni find die eine Schenkung beſtätigen⸗ 
den Urkunden ſtempelpflichtig. 

— Die öffentliche Verſammlung, welche ge- 
ſtern der Ausſchuß der Maſchinenbau- und Metall- 
Arbeiter in die Bredower Brauerei einberufen hatte, 
war äußerſt zahlreich beſucht, denn der geräumige 
Saal war bis zum letzten Platz gefüllt. Der Ger 
neralſekretär der deutſchen Gewerkvereine, Herr K. 
Andreak aus Berlin, welcher einer Einladung 
zu derſelben nachgekommen, hielt einen längeren, mit 
vielem Beifall aufgenommenen Vortrag über die 
Zwecke und Ziele der Gewerkvereine und die Ver⸗ 
ſicherung gegen Alter und die Gefahren der Arbeit, 
wobei er Vergleiche mit verſchiedenen Verſicherungs⸗ 
Anſtalten anſtellte. Auf eine aus der Verſamm⸗ 
lung ergangene Interpellation über die Judenfrage 
erklaͤrte Redner, daß die Gewerkvereine als ſolche 
mit der Judenfrage überhaupt nichts zu ſchaffen 
haben; er perſönlich ſei entſchiedener Gegner des 
Herrn Stöcker und Genoſſen. 

— Wir berichteten im Herbſt v. J., daß der 
Schriftſetzer Wilhelm Auguſt Luck wegen unzüch⸗ 
tiger Handlungen, die er in den Anlagen began- 
gen, zur Haft gebracht war. Derſelbe war inzwi⸗ 
ſchen wieder entlaſſen worden und hatte ſich in der 
heutigen Sitzung des Schöffengerichts wegen Ber- 
gehens gegen die Sittlichkeit zu verantworten. Die 
Verhandlung wurde mit Ausſchluß der Oeffentlich⸗ 
keit geführt und beantragte der Vertreter der kö⸗ 
niglichen Staatsanwaltſchaft 9 Monate Gefängniß 
und 1 Jahr Ehrverluſt; der Gerichtshof erkannte 
jedoch nur auf 6 Monate Gefängniß, verfügte aber 
die ſofortige Haftnahme des Angeklagten. 

Die Thürdrückermarder, die im vorigen 
Jahre mit ſo raffinirter Unverſchämtheit ihr Spiel 
trieben, haben auch für dieſen Winter ihr Hand⸗ 
werk wieder aufgenommen und geſtern Abend zwi- 
ſchen 5 bis ½6 Uhr vom Hauſe Schulſtraße 1 
beide Hausthürdrücker geſtohlen. 

Wie man uns berichtet, ſoll ſich heute 
Morgen der Inhaber eines hieſigen Maklergeſchäfts 
wegen Nahrungsſorgen erſchoſſen haben. Wir brin⸗ 
gen die Nachricht dieſer erſchütternden Begebenheit 
unter aller Reſerve. 

— Durch Fahrläſſigkeit eines Dienſtmädchens 
entſtand geſtern Abend gegen 7 Uhr in einer in 
dem Hauſe gr. Oderſtraße 32 zwei Treppen hoch 
belegenen Wohnung ein Gardinenbrand, welcher 
jedoch durch die Hausbewohner bald unterdrückt 
wurde, ſo daß die herbeigerufene Feuerwehr nicht 
in Thätigkeit kam. 

— In der Nacht vom 14. 15. d. M. wurde 
bei dem Gaſtwirth Lenz in Steinkrug bei Alt- 
Damm eine Fachwerkswand zu einem Stalle einge- 
ſchlagen und aus Letzterem 17 Hühner und 3 Pu- 
ten geſtohlen. 8 

— Vorgeſtern Abend zwiſchen 6 — 7 Uhr 
wurde von einem vor dem Hauſe Breiteſtraße 61 
haltenden Fuhrwerk ein Faß mit ca. 60 Pfund 
Butter, dem Kaufmann Seſſinghaus gehörig, ge- 
ſtohlen. 

— Geſtern Mittag machten ſich die Arbeiter 
Skibbe und Köppen das ſonderbare Vergnü⸗ 
gen, die große Spiegelſcheibe an dem Schaufenſter 
des Gröning'ſchen Delikateſſen-Geſchäfts, Schuh⸗ 
ſtraßen- und Kohlmarkt⸗Ecke, zu zertrümmern; es 
erfolgte deshalb ihre Feſtnahme. 

— Von Skagen wird der Kopenhagener 
„Nat.⸗Tid.“ unterm 9. d. Mts. geſchrieben: Am 
4. d. iſt bei Gammel⸗Skagen eine Schiffskiſte an 
das Land getrieben, die außer einigen kleinen Ge⸗ 
genſtänden mehrere Papiere enthielt. Unter dieſen 
befand ſich ein Brief, datirt Anklam, den 27. 
Oktober 1880, an den Steuermann L. Giebeke, 
an Bord der deutſchen Brigg „Auguſta“, Kapt. 
Vierow, abgeſandt von der Ehefrau deſſelben; fer⸗ 
ner ein Konzept zu einem Telegramm an P. Piper 
in Stettin, worin mitgetheilt wird, daß Kapt. Krü⸗ 
ger ſpurlos verſchwunden iſt, und ſchließlich ein 
Brief oder Konzept zu einem Briefe, in welchem 
L. Giebeke der Frau Krüger auch die letztere Mit⸗ 
theilung nebſt einigen näheren Angaben in dieſer 
Veranlaſſung gemacht werden. Da die Kiſte offen 
war und die in derſelben vorhandenen Gegenſtände 
faſt werthlos, ſo darf man wohl annehmen, daß 
die erwähnte Brigg im ſinkenden Zuſtande von der 
Beſatzung verlaſſen worden iſt, und daß dieſe ihre 
beſten Sachen mitgenommen hat. 

— Aus Zanow wird geſchrieben: Der 
Briefträger Plath aus Nemitz iſt am 13. d. M., 
gegen 8 Uhr Abends, auf der Straße von Bart⸗ 
lin, einige 50 Schritt von dem erſten Hauſe von 
Nemitz entfernt, todt aufgefunden worden; der 
hinzu geholte Arzt erklärte, daß Plath Krämpfe be- 
kommen habe, hieran hat der Verſtorbene jedoch nie 
gelitten. Plath war ein treuer, ehrlicher und nüch⸗ 
terner Beamter und iſt es leicht möglich, daß 
er bei der großen Kälte ermattete, da ſeine Ernäh⸗ 
rungsweiſe eine ſehr kümmerliche war. Warmes 
und ordentliches Mittagbrod bekam der Verſtorbene 
nur einmal in der Woche und zwar Sonntags, 
da in der Woche ihn ſein Dienſt von 7 Uhr 
Morgens bis 7 Uhr Abends in Anſpruch nahm. 

— Der Paſewalker Reiter - Verein hat, wie 
einem auswärtigen Blatte aus zuverläſſiger Quelle 
berichtet wird, beſchloſſen, die jeden Sommer bis 
dahin in Belgard abgehaltenen Rennen nach Col- 
berg zu verlegen. Wie es heißt, ſollen die erften 
Rennen dort im Juli d. Is. ſtattfinden und wer⸗ 
den die dazu nöthigen Vorbereitungen ſchon durch 
einflußreiche Perſönlichkeiten getroffen. 


den gewifſenloſen Eltern daun überhaupt nicht mehr 


s Zempelburg, 14. Januar. Geſtern ve 

ner unſerer Richter 
in Begleitung der Aerzte nach dem nahen Dorfe 
Nichors, wo die Sektion einer Leiche, eines neu⸗ 
geborenen Kindes, vorgenommen wurde. Eine 
Wittwe am letzteren Orte ſoll ſich mit einem Knechte 
in ein Liebesverhältniß eingelaſſen haben, deſſen 
Frucht ſie gleich nach der Geburt dem Schooße der 
Erde anvertraute. Die Sektion ergab indeß, daß 
das Kind, obwohl ſeine Bruſtorgane völlig geſund 
geweſen, beim Eintritt in die Welt nicht geathmet 
hat; deshalb iſt von einer weiteren Verfolgung der 
Sache Abſtand genommen. 


Eingeſandt. 

Der Dr. J. A. Körner in Wolgaſt 
hat ſoeben ein Buch herausgegeben: „Die ſicherſte 
Heilung der hitzigen fieberhaften Krankheiten mit 
gründlicher Anweiſung für Jedermann nach den 
Grundſätzen des Schroth 'ſchen Heilver⸗ 
fahrens“ — im Verlage von Hugo Reinecke 
in Wolgaſt und von Theob. Grieben in Berlin —, 
welches als eine der Föftlichften Perlen der ge⸗ 
ſammten ärztlichen Literatur gelten kann und der 
ganzen Menſchheit viel Glück, Heil und Segen zu 
ſchaffen im Stande iſt, und daher lediglich aus 
dieſem Grunde die weiteſte Verbreitung verdient. 
Es wird in dieſem Buche ausführlich die Unfehl⸗ 
barkeit des Schroth'ſchen Heilverfahrens in den 
meiſten Fällen beleuchtet und hervorgehoben, daß 
Letzteres unſtreitig die ſegensreichſte und großartigſte 
Erfindung unſeres Jahrhunderts iſt. Daſſelbe 
kennt keine Rezepte im mediziniſchen Sinne und 
hat nichts Unbegreifliches; es hat nur ein einziges 
vor Jedermanns Augen offen und klar liegendes 
Mittel, nämlich feuchte Wärme und gewiſſenhafte 
Diät, wodurch lediglich eine Reinigung der fehler⸗ 
haften Blut- und Säftemiſchung und eine Regu- 
lirung des zerſtörten Stoffwechſels, welches meiſtens 
die Baſis aller Krankheiten iſt, hervorgebracht wird. 
Die Reſultate dieſer Behandlung überſteigen ſelbſt 
die kühnſten Erwartungen, da vielfach Kranke ge⸗ 
heilt worden find, die ſchon von den tüchtigſten 
Aerzten aufgegeben und ſomit dem Tode verfallen 
waren. Unzählige Beiſpiele von faſt wunderbaren 
Heilungen der verſchiedenſten Art durch dieſe Kur 
führt der Verfaſſer in ſeinem oben genannten Werke 
an, die allein ſchon einen ſchlagenden Beweis dafür 
liefern müſſen, daß dieſe Heilmethode nach Theorie 
und Praxis unſtreitig die rationellſte aller Heilme⸗ 
thoden iſt. Ein berühmter bairiſcher Militärarzt, 
Dr. Gleich, ſagt in feiner Reform von der Wir- 
kung derſelben S. 36: Iſt kein edles Organ zer⸗ 
ſtört und beſitzt der Kranke noch einige Lebens- 
kraft, ſo muß zuletzt jedes Uebel verſchwinden, es 
habe einen Namen, welchen es wolle. Es iſt dies 
kein Zufall, ſondern eine natürliche Nothwendig⸗ 
keit, die in beſtimmten, in jedem Organismus lie- 
genden Geſetzen, alſo im phyſiologiſchen Lebenspro⸗ 
zeſſe ihren Erklärungsgrund findet.“ 

Daß nun die mediziniſchen Aerzte dieſer Heil⸗ 
methode abhold ſind und ſelbige ſogar vielfach zu 
unterdrücken verſuchen, ſelbſt diejenigen Aerzte, 
welche dieſen und jenen als ganz unheilbar von 
ihnen aufgegebenen Kranken ſpäterhin doch voll⸗ 
ſtändig wiederhergeſtellt und vollſtändig geſund wie⸗ 
derſahen, bleibt in Wahrheit ein pſpchologiſches 
Räthſel. Es wäre daher zum wahren Heile der 
geſammten Menſchheit wohl wünſchenswerth, daß 
das Kultus-Miniſterium jene Heilmethode in die 
ernſteſte Erwägung zöge und rein verſuchsweiſe in 
Lazarethen und ſonſtigen öffentlichen Krankenhäuſern 
zur Anwendung bringen ließe. Mit Beſtimmtheit 
würde bald bei den überraſchenden Erfolgen die 
Voreingenommenheit gegen dieſelbe ſchwinden und 
jene Heilmethode bald allgemein angewendet werden. 
Es kann das oben genannte Buch jedem, dem ſein 
und der Seinigen Geſundheit und Wohl am Her- 
zen liegt, nicht genugſam zur Belehrung empfohlen 
werden. 8. 


Vermiſchtes. 

— Muſikaliſches Reimlexikon. Ein amerika⸗ 
niſches Blatt bringt die Namen folgender, zumeiſt 
bekannter Muſiker in Versform: 

Händel, Bendel, Mendelsſohn, 
Brendel, Wendel, Jadasſohn, 
Müller, Hiller, Heller, Franz, 
Plothow, Flotow, Bülow, Gantz. 


Meyer, Beyer, Meyerbeer, 

Heyer, Weyer, Beyer, Beer, 

Lichner, Lachner, Schachner, Dietz, 

Hill, Will, Brüll, Grill, Drill, Rieß, Rietz. 


Hanſen, Janſen, Jenſen, Kiehl, 
Stade, Gade, Laade, Stiehl, 
Naumann, Neumann, Hühnerfürſt, 
Niemann, Riemann, Diener, Würſt. 


Kochler, Dochler, Rubinſtein, 
Himmel, Hummel, Roſenſtein, 
Lauer, Bauer, Kleinecke, 

Romberg, Plomberg, Reinecke. 

— Das „D. M.⸗Bl.“ erzählt folgendes 
Hiſtörchen: Mit Maskenball-Bekanntſchaften ſoll 
man immer etwas vorſichtig ſein. Herr L., ein 
fideler Junggeſelle, näherte ſich auf dem letzten 
Corps de Ballet-Ball einer eleganten Phantafle- 
maske, welche nicht dazu zu bewegen war, das 
kleine Spitzenlärvchen auch nur einen Augenblick 
lang fallen zu laſſen. Er unterhielt ſich etwa ein 
halbes Stündchen mit ihr, dann verſchwand ſie 
ganz plötzlich, um nicht wieder aufzutauchen. Herr 
L. war darüber verſtimmt, daß die allerliebſte Be⸗ 
kanntſchaft ein jo raſches Ende gefunden, aber ein 
Troſt war ihm geblieben: Die Kleine hatte ihm 
verſprochen zu ſchreiben, er hatte ihr ſeine Adreſſe 
gegeben. Und ſie hielt Wort. An einem der 


nächſten Tage erhielt er folgendes Briefchen: 


Geſtern ser-] 


„Mein lieber Domino vom Corpe de 
Ballet⸗Ball! Du kaunſt Dir die Freude 
denken, die ich darüber empfinde, daß ich 
Dich endlich einmal gefunden; ſuche ich Dich 
doch ſeit einem halben Jahr vergeblich in 
ganz Berlin, alle Briefe kamen als unbe⸗ 
ſtellbar zurück, nicht einmal bei der Polizei 
biſt Du gemeldet! Endlich habe ich Dich, 
mein Geliebter! Du wirſt Dich ficherlich 
noch Deines mir ſchriftlich gegebenen Ver⸗ 
ſprechens erinnern, wonach Du Dich ver⸗ 
pflichteſt ꝛc. ꝛc., ich laſſe daher gleichzeitig 
obigen Betrag mittelſt Poſtauftrag bei Dir 
einziehen, — da ich nun Deine Spur habe, 
wirſt Du wohl ſo gütig ſein, Dich Deines 
Verſprechens zu erinnern. 
Die kleine Maske vom Corps de Ballet-Ball.“ 
Der Poſtauftrag wurde richtig noch an dem⸗ 
ſelben Tage angemeldet und das Briefchen der 
Maske muß wohl auf den Domino einen jo gro- 
ßen Eindruck gemacht haben, daß er ſich entſchloß, 
denſelben zu honoriren. — Daß er das aufgeſpürte 
Verſteck feiner Gartonwohnung ſofort wechſelte, 
verſteht ſich von ſelber. 


Telegraphiſche Depeſchen. 


Hamburg, 16. Januar. Heute Morgen zer⸗ 
ſtörte eine Feuersbrunſt das Reſtaurattonslokal in 
der hieſigen Börſe. Die in der Nähe lagernden 
wichtigen Dokumente, ſowie die Kommerzbibliothek 
haben keinerlei Schaden gelitten. Die Gefahr iſt 
jetzt vollſtändig beſeitigt. 

München, 15. Januar. Der Kronprinz von 
Oeſterreich, Erzherzog Rudolf, iſt heute Abend nach 
Brüſſel abgereiſt. 

Der ehemalige Miniſter des Innern, v. Neu- 
maper, iſt geſtorben. 

Nürnberg, 16. Januar. Der „Korreſpondent 
von und für Deutſchland“ meldet: Das baieriſche 
Miniſterium des Innern hat in Folge des Um⸗ 
ſtandes, daß die von Berliu ausgehende antijemiti- 
ſche Bewegung auch in Baiern Boden zu gewin⸗ 
nen ſucht, die Diſtrikts⸗Polizei⸗Behörden durch die 
Regierungen beauftragt, dieſen Verhältniſſen die 
größte Aufmerkſamkeit zuzuwenden und dafür zu 
ſorgen, daß veranlaßten Falls durch aufklärende 
Belehrung und ſoweit es nöthig ſei durch Gel⸗ 
tendmachung geſetzlicher Mittel der Bewegung in 
ihrem Entſtehen wirkſam entgegentreten werde. 

Wien, 16. Januar. Der neue Handelsmi⸗ 
niſter Baron Pino erklärte in einer Unterredung 
mit dem Redakteur der Linzer „Tages⸗Poſt“, er 
ſei weder Freihändler noch Schutzzöllner, noch 
Prohibitivzöllner und habe kein beſtimmtes Pro- 
gramm, er werde Handelspolitik von Fall zu Fall 
treiben, um für Oeſterreich im Oſten und Weſten 
zu retten, was zu retten ſei. 

Paris, 15. Januar. Hinſichtlich des Rund⸗ 
ſchreibens Barthelemy’s, welches die hieſige Preſſe 
im Allgemeinen nicht wohlwollend beurtheilt, iſt zu 
bemerken, daß daſſelbe bereits von Ende November 
datirt und auch nur an die Signatarmächte, nicht 
aber zugleich an Griechenland gerichtet war. Seit⸗ 
dem find mehrere weitere Circulare in der griechiſch⸗ 
türkiſchen Frage aus dem franzöſiſchen auswärtigen 
Amte gefolgt, namentlich hat Barthelemy in Athen 
kategoriſch erklären laſſen, daß Griechenland aus 
den Beſchlüſſen der Berliner Konferenz keinerlei 
Rechtsanſprüche zu erwarten habe und daß es nicht 
auf Frankreichs Unterſtützung rechnen dürfe, falls es 
zu kriegeriſcher Aktion ſchreite. Sämmtliche Mächte 
theilen einſtimmig die obige Auffaſſung des nicht obli⸗ 
gatoriſchen Charakters der Konferenzbeſchlüſſe und 
haben im Uebrigen alle dem Projekte eines Schieds- 
gerichts zugeſtimmt, doch iſt dieſer Vorſchlag offi⸗ 
ziell in Athen noch gar nicht unterbreitet worden, 
ſondern nur in Konſtantinopel, vou wo die Ant- 
wort noch ausſteht. 

Nom, 16. Januar. Die „Agencia Stefani 
bemerkt zu der von dem franzöſiſchen Miniſter des 
Auswärtigen, Barthelemy St. Hilaire, am 7. d. 
Mts. verſandten Depeſche, es werde darin das 13. 
Protokoll des Berliner Kongreſſes erörtert. Bar⸗ 
thelemy hebe hervor, die Vermittelung der Mächte 
fei nur ein Mittel geweſen, die Verhandlungen zu 
erleichiern; die Mächte hätten niemals beabſichtigt, 
über thnen nicht gehörende Territorien zu die 
poniren. - 

Die Journale wenden ſich gegen die Be- 
hauptung des „Temps“, daß das franzöſiſche Pro⸗ 
teftorat über Tunis ſeit 50 Jahren erfftire. Der 
„Avvenire Sardegna erklart, dieſes Protektorat ber 
ſtehe weder de jure noch de facto und erinnert 
an den Aufſtand der Araber im Jahre 1864, bei 


welchem außer Frankreich auch Italien und Eng- 


land intervenirten. Auch in der Finanz-Kommiſ⸗ 
flon ſeien mehrere Mächte vertreten geweſen. 

Die Kommiſſion zur Vorberathung des Ge⸗ 
ſetzentwurfs betreffend die Aufhebung des Zwangs⸗ 
kourſes hat die Regierungsvorlage einſtimmig an⸗ 
genommen und nur die Beſtimmung Über die Zoll 
zahlung in Gold im Einvernehmen mit der Regie- 
rung fallen laſſen. 

Belgrad, 15. Januar. Die Skupſchtina 
wählte ſechs Kandidaten für das Präsidium, Por 
povic erhielt 141 Stimmen, die größte der für 
einen Kandidaten abgegebenen Stimmenzahl. Fürſt 
Milan hat Popovic bereits zum Präſidenten er- 
nannt, ebenſo den Profeſſor Kujundzie zum Vize⸗ 
Präsidenten. Die Skupſchtina hat fi Fonftitwirt 
und eine Begrüßungs⸗Deputation von 45 Mit- 
gliedern gewählt. 

Konſtantinopel, 16. Januar. Die Pforte 
hat den Botſchaftern Abſchrift ihres an die Ber- 
treter der Pforte gerichteten neuen Rundſchreibens 
über die griechiſche Frage mitgetheilt. 


